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Forschungsrahmennovelle 2019 - Begutachtung 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie übermittelt den Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Rahmenbedingungen zur Fi-

nanzierung von Forschung, Technologie und Innovation (Forschungsrahmengesetz – 

FRG) erlassen wird, sowie das Austria Wirtschaftsservice-Gesetz, das Forschungs- und 

Technologieförderungsgesetz, das Forschungsförderungsgesellschaftsgesetz, das For-

schungsorganisationsgesetz, das IST-Austria-Gesetz, das OeAD-Gesetz und das ÖAW-

Gesetz geändert werden (Forschungsrahmennovelle 2019) samt Erläuterungen und er-

sucht um allfällige Stellungnahme bis einschließlich 

17. Oktober 2019 

an die E-Mail-Adresse i2@bmvit.gv.at. Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt keine 

Stellungnahme einlangen, so wird das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Tech-

nologie davon ausgehen, dass gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben werden.  
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Für die Ämter der Landesregierungen, die Verbindungsstelle der Bundesländer, den österrei-

chischen Gemeindebund und den österreichischen Städtebund ergeht der Hinweis, dass die 

gegenständliche Übermittlung gleichzeitig als Versendung aufgrund des Art. 1 Abs. 1 und 4 

der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsul-

tationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I 

Nr. 35/1999, anzusehen ist. Innerhalb der oben genannten Frist kann gemäß Art. 2 dieser 

Vereinbarung beim Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie das Verlan-

gen gestellt werden, dass im Konsultationsgremium Verhandlungen über die durch dieses 

Vorhaben im Fall seiner Verwirklichung dem Antragsteller zusätzlich verursachten finanziel-

len Ausgaben einschließlich zusätzlicher Personalkosten aufgenommen werden. 

Weiters wird ersucht,  

 die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln – und zwar im Wege 

elektronischer Post an die Adresse 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  

 – und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 

 

 

 

 

 

 

 

Für den Bundesminister: 

SC Mag. Dr. Gernot Grimm 
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